ET2 DZ BANK

Die Initiativbank

Rahmen-Vertraulichkeitsvereinbarung

Praambel

Die Parteien beabsichtigen im Rahmen ihrer geschaftlichen Tatigkeiten zusammen zu arbeiten.
Die Parteien werden sich deshalb gegenseitig vertrauliche Informationen Ubermitteln. Um diese
Informationen zu schitzen und die Vertraulichkeit sicherzustellen, wird diese Vertraulichkeits-
vereinbarung geschlossen.

1.1

1.2

1.3

1.4

Zweck: Diese Vereinbarung regelt die Offenlegung, den Schutz und die Nutzung ver-
traulicher Informationen im Zusammenhang mit vorvertraglichen Gesprachen, Abstim-
mungen, Prifungen, Angebots- und Beschaffungsprozessen, insbesondere im Rahmen
von Ausschreibungen, Requests for Information (Rfl), Requests for Proposal (RfP) und
vergleichbaren Sourcing- oder Kooperationsvorhaben der Parteien.

Einzelzweck: Der konkrete Zweck fir ein einzelnes Vorhaben wird durch schriftliche
oder textformliche Bezeichnung des jeweiligen Projekts, der Ausschreibung, des Rfl, des
RfP, der Projektnummer, des Datenraums oder eines vergleichbaren Vorgangs festgelegt.
Eine solche Bezeichnung kann insbesondere in einer Einladung, einem Projektabruf, ei-
ner E-Mail, einem Annex, einer Datenraumfreischaltung oder einer Ausschreibungsunter-
lage erfolgen.

Zweckbindung: Der Empfanger darf vertrauliche Informationen ausschlieBlich zur Pri-
fung, Vorbereitung, Durchfihrung und Dokumentation des jeweils bezeichneten Einzel-
vorhabens verwenden. Eine Verwendung fir andere Projekte, Ausschreibungen, Ange-
bote, Kunden, Produkte, Dienstleistungen, Wettbewerbsanalysen oder sonstige Zwecke
ist nur mit vorheriger ausdricklicher Zustimmung der offenlegenden Partei in Textform
zulassig.

Keine automatische Erweiterung: Die Einbeziehung eines Einzelvorhabens in diese
Vereinbarung begriindet keine Berechtigung, vertrauliche Informationen in anderen Ein-
zelvorhaben zu nutzen, auch wenn diese sachlich, technisch, wirtschaftlich oder organi-
satorisch ahnlich sind.

Gegenstand und Umfang der Vertraulichkeit

Gegenstand dieser Vertraulichkeitsvereinbarung sind, unabhangig von ihrer Verkorpe-
rung (insbesondere schriftlich, mandlich, elektronisch), alle finanziellen, technischen,
wirtschaftlichen, rechtlichen, steuerlichen, die Geschaftstatigkeit, die Mitarbeiter oder
den Vorstand / die Geschaftsfihrung betreffenden oder sonstigen Informationen, wel-
che sich auf die jeweilige Partei oder ein mit ihr verbundenes Unternehmen beziehen, die
der jeweils anderen Partei zuganglich gemacht werden oder zur Kenntnis gelangen, un-
abhangig davon, auf welche Art dieses geschieht (nachfolgend , vertrauliche Informatio-
nen” genannt). Zu den vertraulichen Informationen zahlen insbesondere

(1) Geschaftsgeheimnisse i.S.v. § 2 Nr. 1 GeschGehG;

(2) Informationen, die wettbewerbsrelevantes Know-how darstellen;
(3) Informationen, die dem Bankgeheimnis oder dem Datenschutz unterliegen;
(4) Informationen, welche als vertraulich gekennzeichnet sind.
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2.2

2.3

2.4

2.5

3.2

3.3

Die Parteien werden die vertraulichen Informationen vertraulich behandeln, vorbehaltlich
der Regelung in der nachfolgenden Ziffer 2 nicht an Dritte weitergeben und gegen un-
befugten Zugriff sichern. Sie werden vertrauliche Informationen nur im Rahmen des
gem. Praambel Ziffer 1.2 genannten Einzelzweckes nutzen. Darlber hinaus durfen sie
weder aufgezeichnet noch gespeichert, vervielfaltigt, weitergegeben oder in irgendeiner
Form fir eigene Zwecke genutzt oder verwertet werden.

Diese Vertraulichkeitsvereinbarung gilt nicht fir solche Informationen,

(1) die bei Vertragsabschluss bereits allgemein bekannt waren oder nachtraglich ohne
VerstoB gegen die in diesem Vertrag enthaltenen Verpflichtungen allgemein
bekannt wurden;

(2) die der empfangenden Partei zum Zeitpunkt ihrer Kenntniserlangung bereits
bekannt sind und weder direkt oder indirekt von der jeweils anderen Partei
stammen.

(3) welche die empfangende Partei von Dritten rechtmaBig erhalten hat oder erhalt,
ohne dass ihr eine Verpflichtung zur Vertraulichkeit auferlegt wurde;

Den Parteien ist es untersagt, Geschaftsgeheimnisse im Wege des Beobachtens, Testens,
Untersuchens und des Rick- sowie erneuten Zusammenbaus (sog. ,Reverse Enginee-
ring” i.S.v. § 3 Nr. 2 GeschGehG) mit dem Ziel zu bearbeiten, vertrauliche Informationen
zu erlangen.

Mit der Ubermittlung vertraulicher Informationen ist ohne eine ausdriickliche anderwei-
tige Vereinbarung die Einraumung einer Lizenz oder sonstiger Schutzrechte nicht ver-
bunden.

Weitergabe von vertraulichen Informationen

Vorbehaltlich der Regelung in den nachfolgenden Absatzen wird eine Partei Dritten ver-
trauliche Informationen nur mit Zustimmung der jeweils anderen Partei bekannt oder
zuganglich machen. Bevor einem Dritten vertrauliche Informationen bekannt oder zu-
ganglich gemacht werden, ist der Dritte von der Partei, welche diesem vertrauliche In-
formationen bekannt oder zuganglich machen machte (nachfolgend , offenbarende Par-
tei”) schriftlich zu verpflichten, die von ihr mit dieser Vertraulichkeitsvereinbarung einge-
gangenen Verpflichtungen auch gegendber der jeweils anderen Partei einzuhalten (ech-
ter Vertrag zu Gunsten Dritter, § 328 BGB). Die Parteien werden dies einander auf Ver-
langen nachweisen. Dritte sind auch mit einer Partei gemaB § 15 AktG verbundene Un-
ternehmen (nachfolgend , verbundenes Unternehmen”).

Abweichend von der Regelung vom Zustimmungserfordernis im vorstehenden Absatz,
darf eine Partei Dritten vertrauliche Informationen auch ohne Zustimmung der jeweils
anderen Partei bekannt oder zuganglich machen, soweit dieses zur Erreichung des gem.
Praambel Ziffer 1.2 genannten Einzelzweckes erforderlich ist. Die Bekanntgabe ist auf
das notwendige Minimum an Dritten zu reduzieren (need-to-know). Auf Nachfrage hat
die offenbarende Partei der jeweils anderen Partei mitzuteilen, welchen verbundenen
Unternehmen sie welche vertraulichen Informationen bekannt oder zuganglich gemacht
hat.

Die Parteien haften fir die Einhaltung sowie fir die Folgen einer etwaigen Verletzung
der von ihnen gemal dieser Vereinbarung Gbernommenen Verpflichtungen durch einen
Dritten, dem die jeweilige Partei eine vertrauliche Information befugt oder unbefugt be-
kannt oder zuganglich gemacht hat
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3.4

3.5

4.2

5.2

Alle Dritten sowie Mitarbeiter und externe Berater der Parteien, die vertrauliche Informa-
tionen zur Leistungserbringung erhalten, mussen sich - gegebenenfalls arbeitsvertraglich
- verpflichtet haben, diese vertraulich zu behandeln und ausschlieBlich fir den Vertrags-
zweck zu benutzen. Die Parteien haften der jeweils anderen Partei flr die Einhaltung der
von ihnen mit dieser Vereinbarung Ubernommenen Verpflichtungen wie fir die Einhal-
tung durch Erfullungsgehilfen.

Die Parteien durfen vertrauliche Informationen der jeweils anderen Partei weitergeben,
wenn gesetzliche Bestimmungen oder Anordnungen staatlicher Organe dies gebieten
oder die jeweils andere Partei hierzu eingewilligt hat. Eine Partei wird die jeweils andere
Partei - sofern rechtlich zulassig - unverzlglich unterrichten, sobald sie von einer Behérde
um Auskunft Gber vertrauliche Informationen der jeweils anderen Partei ersucht oder
sonstigen hoheitlichen MaBnahmen unterworfen wird. Daneben wird die offenlegende
Partei die vertraulichen Informationen, falls einschlagig, als Geschaftsgeheimnisse kennt-
lich machen und darauf hinwirken, dass von den MaBnahmen der §§ 16 ff. GeschGehG
Gebrauch gemacht wird.

Ruckgabe und Vernichtung vertraulicher Informationen

Nach Erledigung des gem. der Praambel Ziffer 1.2 genannten Einzelzweckes oder auf
jederzeit mogliche Aufforderung wird eine Partei alle von der jeweils anderen Partei er-
haltenen und noch vorhandenen vertraulichen Informationen dieser unverztglich Gber-
geben und die vollstandige Erfillung dieser Verpflichtung schriftlich versichern. Die Partei
hat insoweit kein Zurlckbehaltungsrecht. Bei elektronisch auf wieder beschreibbaren
Speichermedien gespeicherten Informationen kann eine Partei in Abstimmung mit der
jeweils anderen Partei die Informationen l6schen, statt sie herauszugeben. Die Léschung
muss so erfolgen, dass die Informationen nicht wiederhergestellt werden konnen. Von
der Verpflichtung zur Loschung bleiben solche Kopien von Computer-Dateien mit ver-
traulichen Informationen unberlhrt, die eine Partei im Rahmen von automatischen Ar-
chivierungs- oder Datensicherungsverfahren gespeichert hat. Soweit eine Partei gesetz-
lich zur Aufbewahrung verpflichtet ist, darf sie darlber hinaus ausschlieBlich fur diesen
Zweck eine Kopie der erforderlichen Unterlagen behalten.

Nach Ablauf der gesetzlichen Aufbewahrungsfrist hat die Partei die Kopie datenschutz-
gerecht zu vernichten. Abweichend von der in Ziffer 5 geregelten Dauer, gelten die Ver-
pflichtungen gemal dieser Vertraulichkeitsvereinbarung im Hinblick auf aus den vorste-
hend genannten Grinden nicht zurickgegebene oder nicht geléschte vertrauliche In-
formationen bis zu ihrer endgultigen Vernichtung fort.

Dauer; Fortwirkung

Die Vereinbarung beginnt mit letzter Unterschrift und wird auf unbestimmte Zeit ge-
schlossen. Jede Partei kann diese Vereinbarung mit einer Frist von drei Monaten zum
Monatsende in Schriftform kiindigen. Das Recht zur auBerordentlichen Kiindigung bleibt
unberuhrt.

Die Verpflichtungen zur Vertraulichkeit gelten fir die Dauer von finf Jahren nach Been-
digung des jeweiligen Einzelzweckes fort, sofern es sich bei den vertraulichen Informati-
onen nicht um solche handelt, die dem Bankgeheimnis oder dem Datenschutz unterlie-
gen. Vertrauliche Informationen, die dem Bankgeheimnis oder dem Datenschutz unter-
liegen, sind zeitlich unbegrenzt vertraulich zu behandeln.
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0. Schriftform

Mundliche Nebenabreden zu dieser Vereinbarung bestehen nicht. Anderungen beddrfen
der Schriftform im Sinne von § 126 BGB. Das gilt auch fir Anderungen diese Klausel und
den Verzicht auf diese Formbestimmung. § 127 Abs. 2 und 3 BGB sind abbedungen.

7. Salvatorische Klausel

Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages oder eine spater in ihn aufgenommene Be-
stimmung ganz oder teilweise nichtig sein oder werden oder sollte sich eine Llcke in
diesem Vertrag oder seinen Erganzungen herausstellen, wird dadurch die Wirksamkeit
der Ubrigen Bestimmungen nicht berlhrt. Den Parteien ist die Rechtsprechung des Bun-
desgerichtshofs bekannt, wonach eine salvatorische Erhaltensklausel lediglich die Be-
weislast umkehrt. Es ist jedoch der ausdruckliche Wille der Parteien, die Wirksamkeit der
dbrigen Vertragsbestimmungen unter allen Umstanden aufrechtzuerhalten und damit §
139 BGB insgesamt abzubedingen. Anstelle der nichtigen Bestimmung oder zur Ausfil-
lung der Llcke ist diejenige wirksame und durchfihrbare Regelung zu vereinbaren, die
rechtlich und wirtschaftlich dem am nachsten kommt, was die Parteien gewollt haben
oder nach dem Sinn und Zweck des Vertrages und seiner spateren eventuellen Ergan-
zungen gewollt hatten, wenn sie diesen Punkt beim Abschluss des Vertrages bedacht
hatten. Beruht die Nichtigkeit einer Bestimmung auf einem darin festgelegten Maf der
Leistung oder der Zeit (Frist oder Termin), so ist die Bestimmung mit einem dem ur-
springlichen MaB am nachsten kommenden rechtlich zulassigen MaB zu vereinbaren

8. Rechtswahl und Gerichtsstand

8.1 Diese Vertraulichkeitsvereinbarung unterliegt dem Recht der Bundesrepublik Deutsch-
land.

8.2 Als Gerichtsstand wird Frankfurt am Main vereinbart.

Stand: 10.08.2026 Seite 4



	Rahmen-Vertraulichkeitsvereinbarung
	Präambel
	Die Parteien beabsichtigen im Rahmen ihrer geschäftlichen Tätigkeiten zusammen zu arbeiten. Die Parteien werden sich deshalb gegenseitig vertrauliche Informationen übermitteln. Um diese Informationen zu schützen und die Vertraulichkeit sicherzustellen...
	1.1 Zweck: Diese Vereinbarung regelt die Offenlegung, den Schutz und die Nutzung vertraulicher Informationen im Zusammenhang mit vorvertraglichen Gesprächen, Abstimmungen, Prüfungen, Angebots- und Beschaffungsprozessen, insbesondere im Rahmen von Auss...
	1.2 Einzelzweck: Der konkrete Zweck für ein einzelnes Vorhaben wird durch schriftliche oder textförmliche Bezeichnung des jeweiligen Projekts, der Ausschreibung, des RfI, des RfP, der Projektnummer, des Datenraums oder eines vergleichbaren Vorgangs fe...
	1.3 Zweckbindung: Der Empfänger darf vertrauliche Informationen ausschließlich zur Prüfung, Vorbereitung, Durchführung und Dokumentation des jeweils bezeichneten Einzelvorhabens verwenden. Eine Verwendung für andere Projekte, Ausschreibungen, Angebote...
	1.4 Keine automatische Erweiterung: Die Einbeziehung eines Einzelvorhabens in diese Vereinbarung begründet keine Berechtigung, vertrauliche Informationen in anderen Einzelvorhaben zu nutzen, auch wenn diese sachlich, technisch, wirtschaftlich oder org...

	2. Gegenstand und Umfang der Vertraulichkeit
	2.1 Gegenstand dieser Vertraulichkeitsvereinbarung sind, unabhängig von ihrer Verkörperung (insbesondere schriftlich, mündlich, elektronisch), alle finanziellen, technischen, wirtschaftlichen, rechtlichen, steuerlichen, die Geschäftstätigkeit, die Mit...
	(1) Geschäftsgeheimnisse i.S.v. § 2 Nr. 1 GeschGehG;
	(2) Informationen, die wettbewerbsrelevantes Know-how darstellen;
	(3) Informationen, die dem Bankgeheimnis oder dem Datenschutz unterliegen;
	(4) Informationen, welche als vertraulich gekennzeichnet sind.

	2.2 Die Parteien werden die vertraulichen Informationen vertraulich behandeln, vorbehaltlich der Regelung in der nachfolgenden Ziffer 2 nicht an Dritte weitergeben und gegen unbefugten Zugriff sichern. Sie werden vertrauliche Informationen nur im Rahm...
	2.3 Diese Vertraulichkeitsvereinbarung gilt nicht für solche Informationen,
	(1) die bei Vertragsabschluss bereits allgemein bekannt waren oder nachträglich ohne Verstoß gegen die in diesem Vertrag enthaltenen Verpflichtungen allgemein bekannt wurden;
	(2) die der empfangenden Partei zum Zeitpunkt ihrer Kenntniserlangung bereits bekannt sind und weder direkt oder indirekt von der jeweils anderen Partei stammen.
	(3) welche die empfangende Partei von Dritten rechtmäßig erhalten hat oder erhält, ohne dass ihr eine Verpflichtung zur Vertraulichkeit auferlegt wurde;

	2.4 Den Parteien ist es untersagt, Geschäftsgeheimnisse im Wege des Beobachtens, Testens, Untersuchens und des Rück- sowie erneuten Zusammenbaus (sog. „Reverse Engineering“ i.S.v. § 3 Nr. 2 GeschGehG) mit dem Ziel zu bearbeiten, vertrauliche Informati...
	2.5 Mit der Übermittlung vertraulicher Informationen ist ohne eine ausdrückliche anderweitige Vereinbarung die Einräumung einer Lizenz oder sonstiger Schutzrechte nicht verbunden.

	3. Weitergabe von vertraulichen Informationen
	3.1 Vorbehaltlich der Regelung in den nachfolgenden Absätzen wird eine Partei Dritten vertrauliche Informationen nur mit Zustimmung der jeweils anderen Partei bekannt oder zugänglich machen. Bevor einem Dritten vertrauliche Informationen bekannt oder ...
	3.2 Abweichend von der Regelung vom Zustimmungserfordernis im vorstehenden Absatz, darf eine Partei Dritten vertrauliche Informationen auch ohne Zustimmung der jeweils anderen Partei bekannt oder zugänglich machen, soweit dieses zur Erreichung des gem...
	3.3 Die Parteien haften für die Einhaltung sowie für die Folgen einer etwaigen Verletzung der von ihnen gemäß dieser Vereinbarung übernommenen Verpflichtungen durch einen Dritten, dem die jeweilige Partei eine vertrauliche Information befugt oder unbe...
	3.4 Alle Dritten sowie Mitarbeiter und externe Berater der Parteien, die vertrauliche Informationen zur Leistungserbringung erhalten, müssen sich - gegebenenfalls arbeitsvertraglich - verpflichtet haben, diese vertraulich zu behandeln und ausschließli...
	3.5 Die Parteien dürfen vertrauliche Informationen der jeweils anderen Partei weitergeben, wenn gesetzliche Bestimmungen oder Anordnungen staatlicher Organe dies gebieten oder die jeweils andere Partei hierzu eingewilligt hat. Eine Partei wird die jew...

	4. Rückgabe und Vernichtung vertraulicher Informationen
	4.1 Nach Erledigung des gem. der Präambel Ziffer 1.2 genannten Einzelzweckes oder auf jederzeit mögliche Aufforderung wird eine Partei alle von der jeweils anderen Partei erhaltenen und noch vorhandenen vertraulichen Informationen dieser unverzüglich ...
	4.2 Nach Ablauf der gesetzlichen Aufbewahrungsfrist hat die Partei die Kopie datenschutzgerecht zu vernichten. Abweichend von der in Ziffer 5 geregelten Dauer, gelten die Verpflichtungen gemäß dieser Vertraulichkeitsvereinbarung im Hinblick auf aus de...

	5. Dauer; Fortwirkung
	5.1 Die Vereinbarung beginnt mit letzter Unterschrift und wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Jede Partei kann diese Vereinbarung mit einer Frist von drei Monaten zum Monatsende in Schriftform kündigen. Das Recht zur außerordentlichen Kündigung ble...
	5.2 Die Verpflichtungen zur Vertraulichkeit gelten für die Dauer von fünf Jahren nach Beendigung des jeweiligen Einzelzweckes fort, sofern es sich bei den vertraulichen Informationen nicht um solche handelt, die dem Bankgeheimnis oder dem Datenschutz ...

	6. Schriftform
	Mündliche Nebenabreden zu dieser Vereinbarung bestehen nicht. Änderungen bedürfen der Schriftform im Sinne von § 126 BGB. Das gilt auch für Änderungen diese Klausel und den Verzicht auf diese Formbestimmung. § 127 Abs. 2 und 3 BGB sind abbedungen.

	7. Salvatorische Klausel
	Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages oder eine später in ihn aufgenommene Bestimmung ganz oder teilweise nichtig sein oder werden oder sollte sich eine Lücke in diesem Vertrag oder seinen Ergänzungen herausstellen, wird dadurch die Wirksamkeit der ...

	8. Rechtswahl und Gerichtsstand
	8.1 Diese Vertraulichkeitsvereinbarung unterliegt dem Recht der Bundesrepublik Deutschland.
	8.2 Als Gerichtsstand wird Frankfurt am Main vereinbart.


